Lesebrief zu
„Niedersachsen wird Vorreiter beim Einsatz von Strom-Erdkabeln“
Der Artikel des Landtagsabgeordneten Joachim Stünkel bedarf einiger Richtigstellungen:

1.) Das am 12.12.07 verabschiedete Erdkabelgesetz bedeutet weiterhin enormen Wertverlust von Immobilien und Grundstücken auf dem Gebiet der Stadt Bad Gandersheim. Außerdem könnte gerade der Heber zum Zankapfel zwischen Seesen und Bad Gandersheim werden. Auf welcher Seite verläuft eine hier mögliche Freileitung? Womöglich genau über die höchste Stelle – mit Rodungen von 70 m breiten Waldschneisen? Gehrenrode, Gremsheim, Dannhausen, Harriehausen etc. sind auch mit diesem Erdkabelgesetz weiter stark gefährdet.
2.) Die Bürgerinitiativen stimmen nicht mit diesem Gesetz überein. Sie fordern größere Abstände und die Berücksichtigung volkswirtschaftlicher Gegebenheiten beim Vergleich Erdkabel – Freileitung. Auch mit Hinblick auf den  „schmalen Grad“ der sich zwischen dem Energiewirtschaftsgesetz und einem eigenen Gesetzesweg in Niedersachsen (Erdkabelgesetz) auftut, wären größere Abstandsregelungen möglich gewesen. Deshalb ist eine Schuldzuweisung an SPD und Grüne nicht gerechtfertigt. Diese lagen eher dichter an den Forderungen der BI’s. Der Vorwurf muss jedoch gemacht werden, warum sich die Parteien nicht auf einen Kompromiss haben einigen können (mehr als 400 m Abstand, weniger als 600 m), der es der EON noch schwieriger gemacht hätte, mit Freileitungen unsere Landschaft zu durchpflügen. Hier hätten alle Parteien gemeinsam etwas richten können. Nicht SPD/Grüne müssen der CDU zustimmen oder umgekehrt. Alle hätten gemeinsam eine starke Unterstützung für ein gemeinsames Gesetz finden müssen. Dies wäre für denkbare, zukünftige Auseinandersetzungen mit dem Bund sicher hilfreich gewesen.
3.) Anders als von Herrn Stünkel beschrieben ist die technische Machbarkeit von Erdkabeln  bereits bewiesen. Warum sonst ist ein  EU- gefördertes Pilotprojekt im Bereich Wahle-Mecklar nicht mehr möglich? Hier ist es nur noch möglich, an Mittel „für die Einführung neuer Techniken auf den Markt“ zu kommen. Übrigens ein Weg, an den die Bürgerinitiativen denken.

4.) Die BI’s teilen auch nicht Herrn Stünkels Meinung, dass mit diesem Gesetz, die Leitungen schneller verlegt werden können. Es gibt noch viel zu viele von Freileitungen Betroffene und diese werden zur Not auch klagen.

5.) Einig sind sich die BI’s mit Herrn Stünkel darin, dass eine komplette Erdverkabelung, die einzig vernünftige, zukunftsweisende, umweltgerechte und bürgernahe Lösung ist. Hierfür muss aber noch eine Menge getan werden - von der CDU, von der SPD , den Grünen und allen Parteien, denen das Wohl der Menschen und nicht die Kassen der Großkonzerne wichtiger sind. Herr Glos (CDU, Bundeswirtschaftsministerium) und Frau Zypries (SPD, Bundesjustizministerium) verstehen sich hier möglicherweise als Speerspitzen von Lobbyisten, deren Waffen schon gewetzt werden: „Ein Erdkabelgesetz in Niedersachsen ist verfassungsrechtlich nicht möglich….“ 
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